
Sechs Schritte zu sicheren und 
gesunden Arbeitsbedingungen

Handlungsleitfaden für Betriebsräte 
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> ARBEIT

CMYK > m87 / y91
PANTONE > 1788C / 1788U
RAL > 3018 Erdbeerrot
WWW > C3333

SOZIALES

CMYK > c6 / m65
PANTONE > 237C / 237U
RAL > 4003 Erikaviolett
WWW > FF99FF

WIRTSCHAFT

CMYK > k56
PANTONE > Cool Gray 8C / Cool Gray 8U
RAL > 7042 Verkehrsgrau
WWW > 999999

WOHNEN

CMYK > c30 / y60
PANTONE > 367C / 367U
RAL > 6019 Weißgrün
WWW > 99CC66

BILDUNG

CMYK > c43 / m6
PANTONE > 2905C / 2905U
RAL > 5012 Lichtblau
WWW > 99CCFF

JUGEND

CMYK > m15 / y94
PANTONE > 116C / 115U
RAL > 1023 Verkehrsgelb
WWW > FFCC00

KONSUMENT

CMYK > m43 / y100 / k34
PANTONE > 153C / 1525U
RAL > 8023 Orangebraun
WWW > 996600





» Arbeit darf nicht krank machen! «
AK Präsident Erwin Zangerl 

Soweit personenbezogene Bezeichnungen nur in männlicher Form angeführt sind, beziehen sie sich auf 
Frauen und Männer in gleicher Weise. Die vorliegende Broschüre wurde nach bestem Wissen verfasst.
Dennoch kann keine Haftung für die Richtigkeit und Vollständigkeit sämtlicher Informationen übernom-
men werden. Die allgemeinen Informationen ersetzen im konkreten Einzelfall keine intensive rechtliche 
und persönliche Beratung.
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VORWORT

Alle sind sich einig: Arbeit darf nicht krank machen! 
Dennoch sind hunderttausende Beschäftigte täglich gesundheitsgefähr-
denden oder zumindest stark belastenden Arbeitsbedingungen ausge-
setzt. So kam es allein 2013 zu rund 94.000 Arbeitsunfällen. Beruflich 
bedingte Krankheiten werden nur zum Teil als Berufskrankheiten aner-
kannt, daneben leiden aber viele auch unter psychischen Belastungen 
am Arbeitsplatz.

Welche Handlungsmöglichkeiten und Rechte haben Sie als Betriebsrat, 
damit die Arbeitsplätze ihrer Kollegen sicherer werden und mehr auf de-
ren Gesundheit geachtet wird?

Dieser Handlungsleitfaden soll Betriebsräte dabei unterstützen, ihre 
Rechte im Bereich Arbeitnehmerschutz wahrzunehmen, an der sicheren 
und gesunden Gestaltung von Arbeitsplätzen mitzuwirken und so ent-
scheidend zur Lebensqualität der Mitarbeiter beizutragen.
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SCHRITT 1: BETEILIGUNG IM 
ARBEITNEHMERSCHUTZ SICHERSTELLEN

Die Gesundheit der Beschäftigten ist ein wesentliches Handlungsfeld von 
Betriebsräten. Im Arbeitsverfassungsgesetz (ArbVG) ist dies als eine zen-
trale Aufgabe festgelegt (§ 38). Folglich sieht das Gesetz vor, dass Be-
triebsräte wesentlich am innerbetrieblichen Arbeitnehmerschutz zu betei-
ligen sind. Folgende wesentliche Gesetzesstellen regeln die Rechte von 
Betriebsräten im Arbeitnehmerschutz:

Überwachungsrecht
Betriebsräte haben gemäß § 89 ArbVG das Recht, die Einhaltung jener 
Rechtsvorschriften zu überwachen, welche die Beschäftigten betreffen. 
Hierzu gehören natürlich auch die Rechtsvorschriften, welche Sicherheit 
und Gesundheit gewährleisten sollen: 

 ■ das ArbeitnehmerInnenschutzgesetz (ASchG), 
 ■ das Arbeitszeitgesetz (AZG), 
 ■ das Mutterschutzgesetz (MSchG) und
 ■ zahlreiche weitere Gesetze und Verordnungen. 

Betriebsräte dürfen Einsicht in betriebliche Aufzeichnungen neh-
men, Betriebsbegehungen machen und Behörden bei Kontrollgän-
gen im Betrieb begleiten. Zudem muss die Arbeitgeberin/der Arbeit-
geber den Betriebsrat von jedem Arbeitsunfall unverzüglich 
in Kenntnis setzen.

Interventionsrecht
Gemäß § 90 ArbVG können Betriebsräte in allen Angelegenheiten, wel-
che die Interessen der Beschäftigten berühren, bei der Betriebsinhabe-
rin/beim Betriebsinhaber Maßnahmen und die Beseitigung von Mängeln 
verlangen. Dies gilt insbesondere für die Einhaltung von Gesetzen (z.B. 
ASchG), zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der Vermeidung 
von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten. 

Die Arbeitgeberin/Der Arbeitgeber hat die Pflicht, den Betriebsrat 
anzuhören.
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Informationsrecht
Das Informationsrecht verpflichtet die Arbeitgeberin/den Arbeitgeber 
dazu, den Betriebsrat über sämtliche Angelegenheiten, welche die Inte-
ressen der Beschäftigten berühren, Auskunft zu erteilen. Explizit werden 
hierzu im § 91 ArbVG auch die gesundheitlichen Belange genannt.

Zustimmungspflichtige Maßnahmen
Einige Maßnahmen der Arbeitgeberin/des Arbeitgebers bedürfen der Zu-
stimmung des Betriebsrates, um rechtswirksam zu werden. Im Hinblick 
auf die Gesundheit sind hier insbesondere Kontrollmaßnahmen und tech-
nische Kontrollsysteme, welche die Menschenwürde berühren, relevant 
(§ 96 Abs.1 Z.3 ArbVG). Ständige Überwachung kann eine erhebliche 
psychische Belastung darstellen und gesundheitliche Folgen nach sich 
ziehen. Der Betriebsrat muss Kontrollen der Beschäftigten zustimmen, 
damit diese durchgeführt werden dürfen.

Betriebsvereinbarungen
Im ArbVG sind konkrete Punkte angeführt, über welche zwischen 
Arbeitgeber/-in und Betriebsrat eine Betriebsvereinbarung abgeschlos-
sen werden kann. Folgende Punkte können im Bereich Sicherheit und 
Gesundheit relevant sein:

 ■ Allgemeine Ordnungsvorschriften, die das Verhalten der 
Arbeitnehmer/-innen im Betrieb regeln (§ 97 Abs. 1 Z. 1 ArbVG).  
Dies könnte Regelungen zum Rauchen bzw. Nichtrauchen in der 
Arbeitsstätte umfassen.

 ■ Arbeitszeiten – beispielsweise über Dauer und Lage der Arbeitszeit 
und der Pausen oder die Anordnung über vorübergehende Verkür-
zung bzw. Verlängerung der Arbeitszeit (§ 97 Abs. 1 Z. 2 u. 13 ArbVG)

 ■ Maßnahmen, welche die Belastungen durch Nachtarbeit  
(im Sinne des Nachtschwerarbeitsgesetzes) reduzieren sollen  
(§ 97 Abs. 1 Z. 6a ArbVG)

 ■ Maßnahmen zur Verhütung von Unfällen, Berufskrankheiten sowie 
zum Schutz der Gesundheit (§ 97 Abs. 1 Z. 8 ArbVG)

 ■ Maßnahmen zur menschengerechten Arbeitsgestaltung  
(§ 97 Abs. 1 Z. 9 ArbVG)

 ■ Die Rechtsstellung der Beschäftigten bei Unfall und Krankheit  
(§ 97 Abs. 1 Z. 21 ArbVG)
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Konkrete Rechte im Arbeitsschutz
Im § 92a ArbVG ist festgelegt, dass Arbeitgeber/-innen in Fragen der Si-
cherheit und des Gesundheitsschutzes rechtzeitig die Betriebsräte anhö-
ren und mit ihnen darüber beraten müssen. Dabei sind zahlreiche Punkte 
bezüglich der Beteiligung von Betriebsräten präzisiert. 
Hier einige Beispiele:

 ■ Anhörungsrecht von Betriebsräten bei der Auswahl von  
Arbeitsmitteln (z.B. Maschinen), Arbeitsstoffen (z.B. chemische  
Stoffe) und der Gestaltung von Arbeitsbedingungen

 ■ Beteiligungsrecht von Betriebsräten bei der Auswahl der  
persönlichen Schutzausrüstung

 ■ Beteiligung von Betriebsräten bei der Arbeitsplatzevaluierung  
und der Organisation der Unterweisung

 ■ Zugang zu den Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumenten  
und den Aufzeichnungen zu Arbeitsunfällen

 ■ Zugang zu Ergebnissen von arbeitsschutzrelevanten Messungen  
und Untersuchungen

 ■ Zugang zu den Aufzeichnungen über die verwendeten  
Arbeitsstoffe und Lärm

 ■ Informationsrecht bezüglich Grenzwertüberschreitungen,  
deren Ursachen und die getroffenen Maßnahmen

 ■ Informationsrecht über behördliche Auflagen, Vorschreibungen,  
Bewilligungen usw. im Bereich des Arbeitnehmerschutzes

 ■ Beratungsrecht über die Bestellung von Sicherheitsfachkräften  
und Arbeitsmedizinern/-innen

 ■ Informationsrecht über Erste Hilfe, Brandbekämpfung und  
Evakuierung und die damit befassten Personen

Zustimmung zur Sicherheitsvertrauensperson
Arbeitgeber/-innen müssen, abhängig von der Betriebsgröße, eine be-
stimmte Zahl von Sicherheitsvertrauenspersonen bestellen. Gemäß § 10 
Abs. 2 Z. 3 ASchG ist für die rechtswirksame Bestellung die Zustimmung 
der Belegschaftsorgane notwendig. Somit können Betriebsräte wesent-
lichen Einfluss darauf nehmen, wer als Sicherheitsvertrauensperson im 
Betrieb aktiv ist.
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Teilnahme am Arbeitsschutzausschuss
Ein Arbeitsschutzausschuss (ASA) ist in Betrieben ab 100 Arbeitnehmern/-
innen einzurichten. Eine Ausnahme gilt für Betriebe, in denen drei Vier-
tel (oder mehr) aller Arbeitsplätze Büroarbeitsplätze oder vergleichbare 
sind. Dort muss erst ab 250 Beschäftigten ein ASA eingerichtet werden. 
Gemäß § 88 Abs. 3 Z. 6 ASchG müssen Betriebsräte diesem Gremium 
angehören. Der ASA hat laut Gesetz die Aufgabe, die gegenseitige Infor-
mation, den Erfahrungsaustausch und die innerbetriebliche Koordination 
des Arbeitsschutzes zu gewährleisten. Ziel ist eine Weiterentwicklung der 
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes.

TIPP FÜR BETRIEBSRÄTE/-INNEN
Die Beteiligung von Betriebsräten passiert in vielen Betrieben, trotz 
gesetzlicher Regelung, nicht automatisch. Fordern Sie aktiv Ihre Be-
teiligung ein und verweisen Sie auf die gesetzliche Grundlage. Nut-
zen Sie den Arbeitsschutzausschuss als Forum, um Ihre Anliegen 
den verschiedenen innerbetrieblichen Akteuren/-innen näherzubrin-
gen. Wenn man Sie nachhaltig daran hindern will, sich in Fragen der 
Sicherheit und Gesundheit einzubringen, können Sie Ihrerseits Druck 
aufbauen - beispielsweise durch eine Verweigerung der Zustimmung 
zu Sicherheitsvertrauenspersonen, welche nicht in Ihrem Sinne sind. 
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SCHRITT 2: INFORMATIONEN SAMMELN

Betriebe haben unterschiedliche Gefahrenpotenziale und gehen mit die-
sen auch unterschiedlich um. Betriebsräte wissen in der Regel recht gut, 
wo es Defizite im Bereich Sicherheit und Gesundheitsschutz gibt. Proble-
me könnten beispielsweise im Bereich der chemischen Arbeitsstoffe, der 
hohen Unfallgefahr, des psychischen Drucks oder auch der gesundheits-
schädlichen Arbeitszeitgestaltung bestehen. Gefährdungen sind nicht 
immer augenscheinlich, sie können auch im Verborgenen liegen. Oft gibt 
es in einem Betrieb zahlreiche unterschiedliche Arbeits- und Aufgabenbe-
reiche, sodass es auch für erfahrene Betriebsräte/-innen schwer ist, die 
Gesamtheit möglicher Gefahrenquellen zu erfassen. 

Mitarbeiter/-innen in der Produktion, dem Büro, dem Lager, dem Trans-
port, der Reinigung, Leiharbeiter/-innen usw. sind häufig sehr spezifi-
schen Belastungen ausgesetzt. Um gute Arbeitsbedingungen für alle 
sicherzustellen, sollten Betriebsräte Sicherheit und Gesundheitsschutz 
regelmäßig mit allen Beschäftigtengruppen thematisieren. So schaffen sie 
sich einen guten Überblick und erhalten die notwendigen Informationen 
über Problemfelder.

TIPP FÜR BETRIEBSRÄTE/-INNEN
Machen Sie Arbeitnehmerschutz und Gesundheitsförderung zu ei-
nem regelmäßigen Thema Ihrer Betriebsratsarbeit. Behandeln Sie es 
bei Betriebsratssitzungen und Betriebsversammlungen. Machen Sie 
gezielte Begehungen mit dem Fokus auf Sicherheit und Gesundheit. 
Versuchen Sie, die Präventionskultur im Betrieb positiv zu prägen 
und seien Sie auch durch Ihr eigenes Verhalten Vorbild für die Be-
schäftigten.
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SCHRITT 3: PROBLEME OFFEN ANSPRECHEN – 
LÖSUNGSVORSCHLÄGE BRINGEN

Die Verantwortung für die Sicherheit und die Gesundheit der Beschäf-
tigten liegt laut Gesetz in erster Linie bei der Arbeitgeberin/dem Arbeit-
geber. Um dieser Verantwortung auch nachkommen zu können, sind 
Arbeitgeber/-innen auf Informationen aus der Belegschaft angewiesen. 
Betriebsräte müssen hier als Sprachrohr der Beschäftigten fungieren - 
insbesondere bei heiklen Themen, wie dem Führungsverhalten. 

Betriebsräte weisen Arbeitergeber/-innen also auf konkrete Sicherheits-
mängel und Gesundheitsprobleme hin. Falls es bereits konkrete Lösungs-
vorschläge gibt, können diese unterbreitet werden. Arbeitgeber/-innen 
sind zwar nicht verpflichtet, genau jene Lösung umzusetzen. Jedoch 
müssen sie - im Zuge der der Arbeitsplatzevaluierung gemäß § 4 ASchG 
- den bekannten Problematiken jedenfalls Abhilfe schaffen. Arbeitsplatze-
valuierung bedeutet, dass sämtliche Gefährdungen für Sicherheit und Ge-
sundheit ermittelt und beurteilt werden sowie Maßnahmen gegen diese 
Gefährdungen festgelegt und umgesetzt werden müssen. Natürlich ist es 
nicht die Pflicht der Betriebsräte, stets eine Lösung parat zu haben. Zu-
mindest auf eine Evaluierung der bekannten Mängel sollte aber gedrängt 
werden. Bei dieser sind Betriebsräte dann zu beteiligen. 

In Betrieben, in denen ein Arbeitsschutzausschuss einzurichten ist, kön-
nen sicherheits- und gesundheitsrelevante Themen auch dort vorge-
bracht werden. Maßnahmen und Vorgehensweisen können dann gleich 
mit sämtlichen Akteuren/-innen des innerbetrieblichen Arbeitsschutzes 
abgestimmt werden. Die Sitzungen des Arbeitsschutzausschusses müs-
sen gemäß § 88 Abs. 7 ASchG protokolliert werden. Somit sind einge-
brachte Themen, Vorschläge und Positionen stets nachvollziehbar. 

Arbeitgeber/-innen können auf verschiedenen Wegen Kenntnis über Si-
cherheitsmängel und Gesundheitsgefährdungen erhalten. Ob durch per-
sönliche Gespräche, durch schriftliche Informationen oder im Zuge ei-
nes Arbeitsschutzausschusses, ist dabei unerheblich. Der entscheidende 
Punkt ist, dass Arbeitgeber/-innen hier die Verantwortung tragen und eine 
Lösung herbeiführen müssen. 

Sollte dies nicht geschehen, gehen Sie zu Schritt 4 über. 
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TIPP FÜR BETRIEBSRÄTE/-INNEN
Nicht jeder Hinweis von Betriebsräten führt gleich zu sinnvollen 
Maßnahmen. Manchmal sind Arbeitgeber/-innen mit der Thematik 
schlicht überfordert. Oftmals werden Probleme aber auch bewusst 
ignoriert oder auf die lange Bank geschoben. Um dokumentieren zu 
können, wann und wie häufig Arbeitgeber/-innen bereits auf Proble-
me aufmerksam gemacht wurden, ist es sinnvoll, die Kommunikation 
stets zu dokumentieren. Im Falle einer Kontrolle durch die Arbeitsin-
spektion oder gar bei einem Arbeitsunfall können Arbeitgeber/-innen 
dann nicht behaupten, sie hätten von den Mängeln nicht gewusst. 
Auch das Protokoll des Arbeitsschutzausschusses kann hier heran-
gezogen werden. 
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SCHRITT 4: VERBÜNDETE IM BETRIEB SUCHEN

Im Bereich Sicherheit und Gesundheitsschutz bedarf es seitens des Be-
triebsrates oft einer gewissen Überzeugungsarbeit. Arbeitgeber/-innen 
haben oft Schwierigkeiten damit, Probleme und ihre Verantwortung für 
deren Lösung anzuerkennen. Es gibt jedoch einige betriebliche Akteure/-
innen, mit denen Betriebsräte kooperieren können, um die Verantwortli-
chen von ihren Anliegen zu überzeugen.

Sicherheitsfachkräfte und Arbeitsmediziner/-innen können für Betriebs-
räte wesentliche Partner/-innen sein. Sie haben Arbeitgeber/-innen in Si-
cherheits- und Gesundheitsfragen zu beraten und mit anderen Akteuren/-
innen des innerbetrieblichen Arbeitsschutzes zusammenzuarbeiten. Die 
Expertise von Sicherheitsfachkräften und Arbeitsmedizinern/-innen kann 
nützlich sein, wenn man betriebsrätliche Forderungen fachlich unter-
mauern möchte. Auch mit anderen Experten/-innen, insbesondere auch 
Arbeitspsychologen/-innen, sollte man als Betriebsrat unbedingt koope-
rieren.

Auch Sicherheitsvertrauenspersonen sind wichtige Partner/-innen, wenn 
es darum geht, Überzeugungsarbeit gegenüber der Arbeitgeberseite zu 
leisten. Sicherheitsvertrauenspersonen werden von der Arbeitgeberin/
vom Arbeitgeber mit betriebsrätlicher Zustimmung bestellt. Sie kommen 
aus dem Kreis der Belegschaft, sind zumeist erfahrene und verlässliche 
Mitarbeiter/-innen - manchmal sogar Führungskräfte. Auch sie haben die 
Aufgabe, die Arbeitgeberin/den Arbeitgeber in Sicherheits- und Gesund-
heitsfragen zu beraten. Durch ihre tägliche Arbeit haben Sicherheitsver-
trauenspersonen meist einen sehr praktischen Zugang zu den Problema-
tiken und können einen sehr wertvollen Beitrag zur besseren Gestaltung 
von Arbeitsbedingungen liefern.

Schließlich sollten Betriebsräte auch stets danach trachten, die Beleg-
schaft einzubinden. Die Tatsache, dass man die Kollegen/-innen hinter 
sich hat, ist ein starkes Signal in Richtung der Entscheidungsträger/-in-
nen. Doch auch hier liegt es am Ende in der Verantwortung der Arbeitge-
berin/des Arbeitgebers, aufgrund der zugetragenen Informationen, den 
Expertisen, Vorschlägen und Meinungen eine Entscheidung zu treffen 
und tätig zu werden. 
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Wenn es auch in Kooperation nicht gelingt, Lösungen herbeizuführen, 
setzen Sie mit Schritt 5 fort. 

TIPP FÜR BETRIEBSRÄTE/-INNEN
Sicherheitsfachkräfte, Arbeitsmediziner/-innen und 
Arbeitspsychologen/-innen werden vom Unternehmen bezahlt. Sie 
sind entweder externe Auftragnehmer/-innen oder Mitarbeiter/-innen 
des Betriebes. Dies macht es oft schwer für sie, gegenüber der Ar-
beitgeberin/dem Arbeitgeber vehement aufzutreten. Gleiches gilt für 
Sicherheitsvertrauenspersonen, welche aus dem Kreis der Beschäf-
tigten kommen. Pflegen Sie guten Kontakt zu all diesen Akteuren/-
innen. Unterstützen Sie diese in ihren Vorhaben und stehen Sie ihnen 
in kritischen Fragen bei. 
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SCHRITT 5: EXTERNE EXPERTISE EINHOLEN

Wenn das interne Aufzeigen von Problemen nicht fruchtet und 
Arbeitgeber/-innen ihrer gesetzlichen Verantwortung nicht nachkommen, 
können sich Betriebsräte auch an externe Stellen wenden. Arbeiterkam-
mer und Gewerkschaften bieten beispielsweise rechtliche Beratung an 
und informieren über die geltenden Gesetze. Zudem kann auch die weite-
re Vorgehensweise und eine eventuelle Unterstützung durch die Interes-
senvertretung dabei besprochen und geplant werden. 

Auch bei der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt (AUVA) und der Ar-
beitsinspektion können Sie sich über die rechtlichen Grundlagen infor-
mieren. Zudem können Sie dort Hinweise auf praktikable und bewährte 
Lösungen bekommen. Ein Kontakt zu diesen Einrichtungen wird seitens 
des Unternehmens oftmals gescheut. Dies ist jedoch unbegründet, da 
AUVA und Arbeitsinspektion lieber rechtzeitig vorab beraten, als nach 
einem bereits entstandenen Schaden. Jedoch gilt auch hier: Die Arbeit-
geberin/Der Arbeitgeber muss gewillt sein, die vorgeschlagenen Maßnah-
men dann auch umzusetzen. Sind sie das nicht, müssen sie schließlich 
mit Konsequenzen rechnen, was zu Schritt 6 führt.

TIPP FÜR BETRIEBSRÄTE/-INNEN
Ähnlich wie bei den internen Akteuren/-innen des Arbeitnehmer-
schutzes empfiehlt es sich auch hier, guten Kontakt zu pflegen. Als 
Betriebsrätin/Betriebsrat sollten Sie die für das Unternehmen zustän-
dige Arbeitsinspektorin/den für das Unternehmen zuständigen Ar-
beitsinspektor kennen und regelmäßig Kontakt halten. Dies erleich-
tert die Kommunikation bei heiklen Fragen und schafft Vertrauen und 
Verbindlichkeit. Ebenso lohnt es sich, Kontakte zur AUVA zu pflegen. 
Das Fachwissen der zahlreichen Experten/-innen dort kann durchaus 
nützlich sein. 
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SCHRITT 6: KONTROLLE DURCH  
DIE ARBEITSINSPEKTION

Grundsätzlich ist zunächst stets eine innerbetriebliche Lösung anzustre-
ben. Arbeitgeber/-innen haben die Möglichkeit, sich Ratschläge und Unter-
stützung von Betriebsräten, Sicherheitsfachkräften, Arbeitsmedizinern/-
innen, Arbeitspsychologen/-innen und Sicherheitsvertrauenspersonen zu 
holen. Darüber hinaus können auch externe Experten/-innen beratend 
beigezogen werden. Wenn jedoch trotz allem die Sicherheits- und Ge-
sundheitsgefahren nicht ausgeschaltet und erheblich reduziert werden 
können, muss die Behörde das Recht durchsetzen.

Der Betriebsrat hat das Recht, die Arbeitsinspektion zu einer Kontrolle 
des Betriebes zu veranlassen. Die Kontaktaufnahme zur Behörde kann 
sogar anonym geschehen. Der Betriebsrat muss vom Eintreffen der Ar-
beitsinspektion im Betrieb umgehend informiert werden und hat ein Recht 
darauf, bei der Begehung dabei zu sein. 

Die Arbeiterkammer hat die Möglichkeit, eine Teilnahme an einer Kontrolle 
der Arbeitsinspektion im Betrieb zu beantragen. Bei besonders schwer-
wiegenden Problemen oder wenn befürchtet werden muss, dass auch die 
Kontrolle nicht den gewünschten Erfolg bringt, kann dies sinnvoll sein. 
Betriebsräte können sich bei Bedarf an die Arbeiterkammer wenden und 
eine Teilnahme an der Kontrolle anregen. 
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TIPP FÜR BETRIEBSRÄTE/-INNEN
Viele Arbeitgeber/-innen interpretieren die Anrufung der Arbeitsins-
pektion durch Betriebsräte/-innen regelrecht als Verrat. Dabei wird 
übersehen, dass zahlreiche vorherige Hinweise auf Probleme ig-
noriert oder unzureichend bearbeitet wurden. Als Betriebsrätin/Be-
triebsrat sollte Ihnen jedenfalls bewusst sein, dass eine „Anzeige“ bei 
der Arbeitsinspektion oft als eine Konflikteskalation von der Unter-
nehmensleitung verstanden wird. Dennoch ist dieser Schritt bewusst 
zu setzen, wenn die Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten 
auf dem Spiel steht. Sprechen Sie sich bei Bedarf vorab mit Arbei-
terkammer oder Gewerkschaft ab. Stellen Sie der Arbeitsinspektion 
sämtliche relevante Informationen vorab zu Verfügung: Wann tritt die 
Gefahr auf? Wo tritt sie auf? Wer ist davon betroffen? Auf diese Wei-
se kann die Kontrolle effizient und zielführend erfolgen. 
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FORDERUNGEN DER ARBEITERKAMMER TIROL 
FÜR GUTE ARBEITSBEDINGUNGEN

 ■ Stärkung der Beteiligungsrechte von Betriebsräten im Bereich 
Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz, 

 z.B. durch ein Vetorecht bei der Bestellung und Abberufung  
 von Präventivfachkräften.

 ■ Stärkung der Arbeitsinspektion durch mehr Ressourcen  
und Kompetenzen, z.B. die Ermöglichung regelmäßiger  
Nachkontrollen von Vorschreibungen oder die Überprüfung  
der Wirksamkeit von in der Evaluierung beschriebenen Maßnahmen. 

 ■ Erweiterung der Liste der Berufskrankheiten um  
Muskel-Skelett Erkrankungen und psychische Krankheiten.

 ■ Arbeitspsychologen/-innen als verpflichtende dritte  
Präventivfachkraft.

 ■ Bonus-Malus System einführen: Unternehmen, die krank  
machende Arbeitsbedingungen nicht abstellen, sollen Strafe zahlen, 
vorbildliche Unterstützung erhalten.

AK ANGEBOTE FÜR BETRIEBSRÄTE

 ■ Beratungen in Angelegenheiten des Arbeitnehmerschutzes 
 ■ Unterstützung bei der Erstellung bzw. Prüfung von Betriebsverein-

barungen im Zusammenhang mit Fragen des Arbeitnehmerschutzes
 ■ Durchführung von gemeinsamen Betriebsbegehungen mit der  

Arbeitsinspektion
 ■ Beratung und Begleitung von Betriebsprojekten etwa in den  

Bereichen „Evaluierung psychischer Belastungen am Arbeitsplatz“ 
 ■ Seminare und Vorträge zu Arbeitnehmerschutz und Betrieblicher 

Gesundheitsförderung
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Arbeiterkammer Tirol 

Maximilianstraße 7, 6020 Innsbruck

www.ak-tirol.com

ak@tirol.com

AK Tirol in den Bezirken:

Imst, Rathausstraße 1, 6460 Imst

Kitzbühel, Rennfeld 13, 6370 Kitzbühel

Kufstein, Arkadenplatz 2, 6330 Kufstein

Landeck, Malserstraße 11, 6500 Landeck 

Lienz, Beda-Weber-Gasse 22, 9900 Lienz

Reutte, Mühler Straße 22, 6600 Reutte

Schwaz, Münchner Straße 20, 6130 Schwaz

Telfs, Moritzenstraße 1, 6410 Telfs

kostenlose AK Servicenummer: 

Tel. 0800/22 55 22


